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Antrag 

der Fraktion der SPD 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung der Zivilprozeßordnung 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

Änderung der Zivilprozeßordnung 

Die Zivilprozeßordnung wird wie folgt geändert: 

1. In § 39 wird folgender Absatz 2 angefügt: 

„(2) Ist dem Beklagten eine Frist zur schrift- 
lichen Klageerwiderung gesetzt (§ 272 b Abs. 2 
Nr. 1, § 277 a), so ist istillschweigende Verein- 
barung auch anzunehmen, wenn der Beklagte in 
der schriftlichen Klageerwiderung, ohne die Un- 
zuständigkeit geltend zu machen, zur Haupt- 
sache Stellung nimmt." 

2. § 97 Abs. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Die Kosten des Rechtsmittelverfahrens 
sind der obsiegenden Partei ganz oder teilweise 
aufzuerlegen, wenn sie auf Grund eines neuen 
Vorbringens obsiegt, das sie in einem früheren 
Rechtszug geltend zu machen imstande war." 

3. § 118 Abs. 2 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Dem Gesuch ist ein von der zuständigen Be- 
hörde ausgestelltes Zeugnis über die persön- 
lichen und wirtschaftlichen Verhältnisse der 
Partei (Familienverhältnisse, Beruf, Vermögen, 
Einkommen und Lasten) beizufügen." 

4. § 128 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 128 

(1) Die Parteien verhandeln über den Rechts- 
streit vor dem erkennenden Gericht mündlich. 


(2) Mit Zustimmung der Parteien, die nur 
bei einer wesentlichen Änderung der Prozeß- 
lage widerruflich ist, kann das Gericht eine Ent- 
scheidung ohne mündliche Verhandlung treffen. 
Es bestimmt alsbald den Zeitpunkt, der dem 
Schluß der mündlichen Verhandlung entspricht, 
und den Termin zur Verkündung der Entschei- 
dung. Eine Entscheidung ohne mündliche Ver- 
handlung ist unzulässig, wenn seit der Zu- 
stimmung der Parteien mehr als drei Monate 
verstrichen sind." 


5. § 142 Abs. 1 und 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Das Gericht kann anordnen, daß eine 
Partei Urkunden und andere zur Niederlegung 
bei Gericht geeignete Gegenstände vorlegt. 

(2) Das Gericht kann anordnen, daß die vor- 
gelegten Gegenstände während einer von ihm 
zu bestimmenden Zeit auf der Geschäftsstelle 
verbleiben." 


6. Die §§ 159 bis 165 werden durch folgende Vor- 
schriften ersetzt: 

.§ 159 

(1) über die mündliche Verhandlung ist ein 
Protokoll aufzunehmen. Dies gilt auch für Ver- 
handlungen, die außerhalb der Sitzung vor 
Amtsrichtern oder vor beauftragten oder ersuch- 
ten Richtern stattfinden. 

(2) Für die Protokollführung ist ein Urkunds- 
beamter der Geschäftsstelle zuzuziehen, wenn 
nicht der Vorsitzende davon absieht. 
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§ 160 

(1) Das Protokoll enthält 

1. den Ort und den Tag der Verhand- 
lung; 

2. die Namen der Richter, des Urkunds- 
beamten der Geschäftsstelle und des 
etwa zugezogenen Dolmetschers; 

d. die Bezeichnung des Rechtsstreits; 

4. die Namen der erschienenen Parteien, 
Nebenintervenienten, gesetzlichen 
Vertreter, Bevollmächtigten, Bei- 
stände, Zeugen und Sachverständigen; 

5. die Angabe, daß öffentlich verhandelt 
oder die Öffentlichkeit ausgeschlossen 
worden ist. 

(2) Die wesentlichen Vorgänge der Verhand- 
lung sind aufzunehmen. 

(3) Im Protokoll sind festzustellen 

1. Anerkenntnis, Anspruchsverzicht und 
Vergleich; 

2. die Anträge; 

3. Geständnisse und Erklärungen über 
einen Antrag auf Parteivernehmung, 
die nicht in Schriftsätzen enthalten 
sind, sowie sonstige Erklärungen, de- 
ren Feststellung vorgeschrieben ist; 

4. die Aussagen der Zeugen, Sachver- 
ständigen und vernommenen Parteien; 
bei einer wiederholten Vernehmung 
braucht die Aussage nur insoweit in 
das Protokoll aufgenommen zu wer- 
den, als sie von der früheren abweicht; 

5. das Ergebnis eines Augenscheins; 

6. die Entscheidungen (Urteile, Be- 
schlüsse und Verfügungen) des Ge- 
richts, sofern sie nicht dem Protokoll 
schriftlich beigefügt sind; 

7. die Verkündung der Entscheidungen; 

8. die Zurücknahme der Klage oder eines 
Rechtsmittels, wenn sie in der Ver- 
handlung erklärt wird; 

9. der Verzicht auf Rechtsmittel. 

(4) Der Aufnahme in das Protokoll steht die 
Aufnahme in eine Schrift gleich, die dem Pro- 
tokoll als Anlage beigefügt und in ihm als 
solche bezeichnet ist. 

§ 161 

(1) Die Aussagen der Zeugen, Sachverstän- 
digen und vernommenen Parteien sowie das 
Ergebnis des Augenscheins brauchen nicht in 
dem Protokoll festgestellt zu werden, wenn 

1. das Prozeßgericht die Vernehmjjng 
oder den Augenschein durchführt und 
das Endurteil nicht der Berufung oder 
der Revision unterliegt; 


2. die Klage zurückgenommen, der gel- 
tend gemachte Anspruch anerkannt 
oder auf ihn verzichtet wird, auf ein 
Rechtsmittel verzichtet oder der 
Rechtsstreit durch einen Vergleich be- 
endet wird; 

3. die A-ussage oder das Ergebnis des 
Augenscheins nach der Prozeßlage 
bedeutungslos ist. 

(2) In dem Protokoll ist zu vermerken, daß 
die Vernehmung oder der Augenschein durch- 
geführt Avorden ist. Vorläufige Aufzeichnungen 
sollen zu den Prozeßakten genommen werden, 
wenn sie sich dazu eignen. 

§ 161 a 

(1) Der Inhalt des Protokolls kann in einer 
gebräuchlichen Kurzschrift, mit einer Kurz- 
schriftmaschine, mit einem Tonaufnahmegerät 
oder durch verständliche Abkürzungen vorläufig 
aufgezeichnet werden. In diesem Falle ist das 
Protokoll unverzüglich nach der Sitzung her- 
zustellen. 

(2) Die vorläufigen Aufzeichnungen sollen zu 
den Prozeßakten genommen werden, wenn sie 
sich dazu eignen. 

(3) Soweit die Verhandlung unmittelbar mit 
einem Tonaufnahmegerät vorläufig aufgezeich- 
net wird, kann die Herstellung des Protokolls 
unterbleiben, wenn die Parteien darauf ver- 
zichten. Das Protokoll ist nachträglich herzustel- 
len, wenn dies für eine Verhandlung in einem 
anderen Rechtszug angezeigt erscheint. 


§ 162 

(1) Das Protokoll ist insoweit, als es Fest- 
stellungen nach § 160 Abs. 3 Nr. 1, 3, 4, 5 oder 9 
enthält, den Beteiligten vorzulesen oder zur 
Durchsicht vorzulegen. Ist der Inhalt des Pro- 
tokolls nur vorläufig aufgezeichnet worden, so 
genügt es, wenn die Aufzeichnungen vorgelesen 
oder abgespielt werden. In dem Protokoll ist zu 
vermerken, daß dies geschehen und die ge- 
schehen und die Genehmigung erfolgt ist oder 
welche Einwendungen erhoben worden sind. 

(2) Soweit Feststellungen nach § 160 Abs. 3 
Nr. 4 und 5 in Gegenwart der Beteiligten dik- 
tiert worden sind, kann das Vorlesen, die Vor- 
lage zur Durchsicht oder das Abspielen unter- 
bleiben, wenn die Beteiligten darauf verzichten. 
In dem Protokoll ist zu vermerken, daß nach dem 
Diktat der Verzicht ausgesprochen worden ist. 


§ 163 

(1) Das Protokoll ist von dem Vorsitzenden 
und dem Urkundsbeamten der Geschäftsstelle 
zu unterschreiben. 
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(2) Ist der Vorsitzende verhindert, so unter- 
schreibt für ihn der älteste beisitzende Richter; 
ist der Einzelrichter verhindert, so genügt die 
Unterschrift des Urkundsbeamten der Geschäfts- 
stelle. Ist der Urkundsbeamte der Geschäfts- 
stelle verhindert, so genügt die Unterschrift des 
Richters. Der Grund der Verhinderung soll im 
Protokoll vermerkt werden. 

§ 164 

(1) Unrichtigkeiten des Protokolls können je- 
derzeit berichtigt werden. 

(2) Vor der Berichtigung sind die Parteien 
und, soweit es die in § 162 genannten Feststel- 
lungen betrifft, auch die anderen Beteiligten zu 
hören. 

(3) Die Berichtigung wird auf dem Protokoll 
vermerkt; dabei kann auf eine mit dem Proto- 
koii zu verbindende Anlage verwiesen werden. 
Der Vermerk ist von dem Richter, der das Pro- 
tokoll unterschrieben hat, oder dem Einzel- 
richter, der an der Unterschrift verhindert war, 
und von dem Urkundsbeamten der Geschäfts- 
stelle, der zur Protokollführimg zugezogen war, 
zu unterschreiben. 

§ 165 

Die Beobachtung der für die mündliche Ver- 
handlung vorgeschriebenen Förmlichkeiten 
kann nur durch das Protokoll bewiesen werden. 
Gegen seinen diese Förmlichkeiten betreffenden 
Inhalt ist nur der Nachweis der Fälschung zu- 
lässig.'" 

7. § 216 Abs. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Der Vorsitzende hat vorbehaltlich des 
§ 261 a Abs. 1 unverzüglich die Termine zu be- 
stimmen." 

8. § 227 wird wie folgt gefaßt: 

»§ 227 

(1) Das Gericht kann aus erheblichen Grün- 
den einen Termin aufheben oder verlegen oder 
eine Verhandlung vertagen. Erhebliche Gründe 
sind nicht 

1. das Ausbleiben einer Partei, wenn 
nicht das Gericht dafür hält, daß die 
Partei ohne ihr Verschulden am Er- 
scheinen verhindert ist; 

2. die mangelnde Vorbereitung einer 
Partei, wenn nicht die Partei dies ge- 
nügend entschuldigt; 

3. das Einvernehmen der Parteien allein. 

Die erheblichen Gründe sind auf Verlangen des 
Gerichts glaubhaft zu machen. 

(2) Uber die Aufhebung oder Verlegung 
eines Termins entscheidet der Vorsitzende ohne 
mündliche Verhandlung. Die Entscheidung über 
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die Aufhebung oder Verlegung eines Termins 
oder über die Vertagung der Verhandlung ist 
zu begründen. Die Entscheidung ist unanfecht- 
bar." 

9. § 233 wird wie folgt gefaßt: 

»§ 233 

Einer Partei, die ohne ihr Verschulden ver- 
hindert war, eine Notfrist oder die Frist zur 
Begründung der Berufung oder der Revision 
oder die Frist des § 234 Abs. 1 einzuhalten, ist 
auf Antrag die Wiedereinsetzung in den vori- 
gen Stand zu gewähren." 

10. § 238 wird wie folgt geändert: 

a) Folgender neuer Absatz 3 wird eingefügt: 

„(3) Die Wiedereinsetzung ist unanfecht- 
bar." 

b) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4. 

11. Tn § 251 Abs. 1 wird die Verweisung „§ 233 
Abs. 1" durch die Verweisung „§ 233" ersetzt. 

12. § 251 a wird wie folgt gefaßt: 

r,§ 251 a 

(1) Erscheinen in einem Termin beide Par- 
teien nicht oder verhandelt keine Partei, so 
kann das Gericht nach Lage der Akten ent- 
scheiden. 

(2) Ein Urteil nach Lage der Akten darf nur 
ergehen, wenn in einem früheren Termin münd- 
lich verhandelt worden ist. Es darf frühestens 
in zwei Wochen verkündet werden. Das Gericht 
hat der nicht erschienen Partei den Verkün- 
dungstermin formlos mitzuteilen. Es bestimmt 
neuen Termin zur mündlichen Verhandlung, 
wenn die Partei dies spätestens am siebenten 
Tag vor dem zur Verkündung bestimmten Ter- 
min beantragt und glaubhaft macht, daß sie 
ohne Verschulden ausgeblieben ist und die 
Verlegung des Termins nicht rechtzeitig bean- 
tragen konnte. 

(3) Wenn das Gericht nicht nach Lage der 
Akten entscheidet und nicht nach § 227 vertagt, 
ordnet es das Ruhen des Verfahrens an." 

13. Nach § 260 wird folgender § 260 a eingefügt; 

„§ 260 a 

Die mündliche Verhandlung soll so früh wie 
möglich stattfinden." 

14. § 261 wird durch folgende Vorschrift ersetzt: 

.§ 261 

(1) Nach der Bestimmung des Termins zur 
mündlichen Verhandlung ist die Ladung der 
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Parteien durch die Geschäftsstelle zu veranlas- 
sen. 

(2) Dem Beklagten ist mit der Ladung die 
Klageschrift zuzustellen. Wird die Klageschrift 
nicht an einen Rechtsanwalt zugestellt, so soll 
der Beklagte vorbehaltlich der § 272 b Abs. 2 
Nr. 1, § 277 a aufgefordert werden, etwa vor- 
zubringende Verteidigungsmittel unverzüglich 
durch den zu bestellenden Rechtsanwalt in 
einem Schriftsatz dem Gericht mitzuteilen.“ 

15. § 261 a wird durch folgende Vorschrift ersetzt: 

.§ 261 a 

(1) In Rechtsstreitigkeiten über vermögens- 
rechtliche Ansprüche kann der Vorsitzende von 
der Bestimmung eines Termins zunächst abse- 
hen, wenn er mit der Zustellung der Klage- 
schrift den Beklagten auffordert, sich binnen 
zwei Wochen nach Zustellung der Klageschrift 
dem Gericht gegenüber darüber schriftlich zu 
erklären, ob er sich gegen die Klage verteidigen 
will. Die Erklärung kann zu Protokoll der Ge- 
schäftsstelle abgegeben werden. 

(2) Ergeht die Aufforderung nicht an einen 
Rechtsanwalt, so ist der Beklagte zugleich über 
die Folgen einer Fristversäumnis (§ 331 Abs. 3) 
zu belehren. 

(3) Der Kläger ist von der Aufforderung zu 
unterrichten. 

(4) Das Gericht bestimmt unverzüglich nach 
Fristablauf Termin zur mündlichen Verhand- 
lung, wenn der Kläger erklärt hat, einen An- 
trag auf Erlaß eines Versäumnisurteils nach 
§ 331 Abs. 3 nicht stellen zu wollen." 

16. Die §§ 272 bis 272 b werden wie folgt gefaßt: 

„§ 272 

Jede Partei hat Anträge sowie Angriffs- und 
Verteidigungsmittel, auf die der Gegner vor- 
aussichtlich ohne vorhergehende Erkundigung 
keine Erklärung abgeben kann, vor der münd- 
lichen Verhandlung durch vorbereitenden 
Schriftsatz so zeitig mitzuteilen, daß der Gegner 
die erforderliche Erkundigung noch einzuziehen 
vermag. 

§ 272 a 

Kann sich eine Partei in der mündlichen Ver- 
handlung auf ein Vorbringen des Gegners nicht 
erklären, weil es ihr nicht rechtzeitig vor dem 
Termin mitgeteilt worden ist, so kann auf ihren 
Antrag das Gericht eine Frist bestimmen, in der 
sie die Erklärung in einem Schriftsatz nachbrin- 
gen kann; gleichzeitig wird ein Termin zur Ver- 
kündung einer Entscheidung anberaumt, der 
auch über eine Woche hinaus angesetzt werden 
darf. Eine fristgemäß eingereichte Erklärung 
muß, eine verspätet eingereichte Erklärung 
kann das Gericht bei der Entscheidung berück- 
sichtigen. 


§ 272 b 

(1) Der Vorsitzende oder ein von ihm zu 
bestimmendes Mitglied des Prozeßgerichts hat, 
soweit nicht nach § 358 a vorzugehen ist, schon 
vor der mündlichen Verhandlung alle Anord- 
nungen zu treffen, die angebracht erscheinen, 
damit der Rechtsstreit tunlichst in einer münd- 
lichen Verhandlung erledigt wird. 

(2) Zu diesem Zweck kann er insbesondere 

1. dem Beklagten schon vor dem ersten 
Termin eine Frist zur schriftlichen 
Klageerwiderung setzen; 

2. den Parteien die Ergänzung oder Er- 
läuterung ihrer vorbereitenden Schrift- 
sätze sowie die Vorlegung von Ur- 
kunden und von anderen zur Nieder- 
legung bei Gericht geeigneten Gegen- 
ständen auf geben; 

3. Behörden oder Träger eines öffent- 
lichen Amtes um Mitteilung von Ur- 
kunden oder um Erteilung amtlicher 
Auskünfte ersuchen; 

4. das persönliche Erscheinen der Par- 
teien anordnen; 

5. Zeugen, auf die sich eine Partei bezo- 
gen hat, und Sachverständige zur 
mündlichen Verhandlung laden. 

(3) Anordnungen nach Absatz 2 Nr. 5 sollen 
nur ergehen, wenn der Beklagte dem Klagean- 
spruch bereits widersprochen hat. 

(4) Die Parteien sind von jeder Anordnung 
zu benachrichtigen. Wird das persönliche Er- 
scheinen der Parteien angeordnet, so gelten die 
Vorschriften des § 141 Abs. 2, 3." 


17. In § 274 Abs. 1 wird folgender Satz 2 angefügt: 

„Ist ihm eine Frist zur Klageerwiderung ge- 
setzt, so hat er diese Einreden schon in der Kla- 
geerwiderung geltend zu machen." 

18. Nach § 276 werden folgende §§ 277, 277 a ein- 
gefügt: 

„§ 277 

Das Gericht setzt im ersten Termin eine Frist 
zur schritflichen Klageerwiderung, wenn der 
Beklagte nicht oder nicht ausreichend auf die 
Klage schriftlich erwidert hat und die Verhand- 
lung aus den in § 227 genannten Gründen ver- 
tagt wird. Dies gilt nicht, wenn dem Beklagten 
bereits vor dem Termin eine Frist zur schrift- 
lichen Klageerwiderung gesetzt war. 

§ 277 a 

(1) Die Frist zur schriftlichen Klageerwide- 
rung (§ 272 b Abs. 2 Nr. 1, § 277) beträgt min- 
destens zwei Wochen. 
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(2) In der Klageerwiderung hat der Beklagte 
seine Verteidigungsmittel vorzubringen, soweit 
es bei sorgfältiger und auf Förderung des Ver- 
fahrens bedachter Prozeßführung nach der Pro- 
zeßlage von ihm erwartet werden muß. 

(3) Ist der Beklagte nicht durch einen Rechts- 
anwalt vertreten, so ist er darüber, daß die 
Klageerwiderung durch den zu bestellenden 
Rechtsanwalt bei Gericht einzureichen ist, und 
über die Folgen einer Fristversäumnis zu be- 
lehren." 

19. Die §§ 278 bis 279 a werden durch folgende 
Vorschriften ersetzt: 

„§ 278 

(1) Jede Partei hat in der mündlichen Ver- 
handlung ihre Angriffs- und Verteidigungsmit- 
tel, insbesondere Behauptungen, Bestreiten, 
Einwendungen, Einreden, Beweismittel und Be- 
weiseinreden, so zeitig vorzubringen, wie es bei 
sorgfältiger und auf Förderung des Verfahrens 
bedachter Prozeßführung nach der Prozeßlage 
von ihr erwartet werden muß. 

(2) Das Gericht kann auch außerhalb der 
mündlichen Verhandlung den Parteien eine 
Frist zur Erklärung über bestimmte klärungs- 
bedürftige Punkte setzen. 

(3) Nach Schluß der mündlichen Verhand- 
lung, auf die das Urteil ergeht, können An- 
griffs- und Verteidigungsmittel nicht mehr vor- 
gebracht werden. §§ 156, 272 a bleiben unbe- 
rührt. 

§ 279 

(1) Angriffs- oder Verteidigungsmittel, die 
entgegen § 272 b Abs. 2 Nr. 1, §§ 277 bis 278 
Abs. 1 nicht rechtzeitig vorgebracht werden und 
deren Zulassung die Erledigung des Rechts- 
streits verzögern würde, sind nur zuzulassen, 
wenn die Partei dartut, daß die Verspätung we- 
der auf der Absicht, den Prozeß zu verschlep- 
pen, noch auf grober Nachlässigkeit beruht. 

(2) Angriffs- oder Verteidigungsmittel, die 
entgegen § 278 Abs. 2 nicht rechtzeitig vorge- 
bracht werden, sind nur zuzulassen, wenn die 
Partei die Verspätung genügend entschuldigt. 

(3) Die Umstände, auf denen die Verspätung 
beruht, sind auf Verlangen des Gerichts glaub- 
haft zu machen." 

20. § 283 fällt weg. 

21. § 298 Abs. 2 fällt weg. 

22. § 310 Abs. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Bei einem Versäumnisurteil, das nach 
§ 331 Abs. 3 ohne mündliche Verhandlung er- 


geht, wird die Verkündung durch die Zustel- 
lung der Urteilsformel ersetzt." 


23. In § 331 wird folgender Absatz 3 angefügt: 

„(3) Hat der Beklagte entgegen § 261 a 
Abs. 1, 2 nicht rechtzeitig erklärt, daß er sich 
gegen die Klage verteidigen wolle, so kann auf 
Antrag des Klägers das Versäumnisurteil ohne 
mündliche Verhandlung ergehen, sofern nicht 
vor der Entscheidung die Erklärung des Beklag- 
ten eingegangen ist. Der Antrag kann schon mit 
der Klageschrift gestellt werden." 


24. § 331 a Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 
„§ 251 a Abs. 2 gilt entsprechend." 


25. § 340 Abs. 3 wird wie folgt gefaßt: 

„(3) In der Eingangsschrift hat die Partei 
ihre Angriffs- oder Verteidigungsmittel vorzu- 
bringen, soweit es bei sorgfältiger und auf För- 
derung des Verfahrens bedachter Prozeßfüh- 
rung nach der Prozeßlage von ihr erwartet wer- 
den muß; § 279 Abs. 1, 3 ist entsprechend anzu- 
wenden. In dem Versäumnisurteil ist hierauf 
hinzuweisen, wenn die Partei nicht durch einen 
Rechtsanwalt vertreten ist." 


26. Nach § 358 wird folgender § 358 a eingefügt: 

„§ 358 a 

Das Gericht kann schon vor der mündlichen 
Verhandlung einen Beweisbeschluß erlassen. 
Der Beschluß kann vor der mündlichen Ver- 
handlung ausgeführt werden, soweit er anord- 
net 

1. eine Beweisaufnahme vor dem beauftrag- 
ten oder ersuchten Richter, 

2. die Einholung amtlicher Auskünfte, 

3. die Einholung schriftlicher Auskünfte von 
Zeugen nach § 377 Abs. 3 und 4, 

4. die Begutachtung durch Sachverständige, 

5. die Einnahme eines Augenscheins." 

27. § 379 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 379 

Das Gericht kann die Ladung des Zeugen da- 
von abhängig machen, daß der Beweisführer 
einen hinreichenden Vorschuß zur Deckung der 
Auslagen zahlt, die der Staatskasse durch die 
Vernehmung der Zeugen erwachsen. Wird der 
Vorschuß nicht innerhalb der bestimmten Frist 
gezahlt, so unterbleibt die Ladung, wenn die 
Zahlung nicht so zeitig nadigeholt wird, daß 
der Zeuge ohne Verzögerung des Verfahrens 
vernommen werden kann." 
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28. § 496 Abs. 2 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Die Klage, die Klageerwiderung sowie son- 
stige Anträge und Erklärungen einer Partei, die 
zugestellt werden sollen, sind bei dem Gericht 
schriftlich einzureichen oder mündlich zum Pro- 
tokoll der Geschäftsstelle anzubringen." 

29. § 498 wird wie folgt gefaßt: 

.§ 498 

Dem Beklagten ist, sofern die Klage zum 
Protokoll der Geschäftsstelle angebracht ist, mit 
der Ladung oder der Aufforderung nach § 261 a 
das Protokoll zuzustellen.'' 

30. § 504 wird wie folgt gefaßt; 

.§ 504 

Ist das Amtsgericht sachlich oder örtlich un- 
zuständig, so hat es den Beklagten darauf vor 
seiner Verhandlung zur Hauptsache oder, wenn 
es ihm nach § 272 b Abs. 2 Nr. 1, § 277 a eine 
Frist zur schriftlichen Klageerwiderung setzt, 
hierbei aufmerksam zu machen." 

31. In § 510 a Abs. 1 fallen die Worte „sowie die 
Erklärung über einen Antrag auf Parteiverneh- 
mung" weg. 

32. In § 511 a Abs. 1 wird das Wort „zweihundert" 
durch das Wort „fünfhundert" ersetzt. 

33. § 520 wird wie folgt geändert: 

a) Folgender neuer Absatz 2 wird eingefügt: 

„(2) Das Berufungsgericht oder der Vor- 
sitzende soll dem Berufungsbeklagten eine 
Frist zur Berufungserwiderung setzen, wenn 
dies angebracht erscheint, um die Erledigung 
des Rechtsstreits zu beschleunigen. § 277 a 
AbiS. 2, 3 gilt entsprechend." 

b) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3. 

v34. Nach § 526 wird folgender § 527 eingefügt: 

.§ 527 

(1) Verzichtbare prozeßhindernde Einreden, 
die entgegen § 519 oder § 520 Abs. 2 nicht recht- 
zeitig vorgebracht oder wiederholt werden, sind 
nur zugelassen, wenn die Partei die Verspätung 
genügend entschuldigt. Prozeßhindernde Ein- 
reden, die im ersten Rechtszug zu Recht zurück- 
gewiesen worden sind, sind ausgeschlossen. 

(2) In Streitigkeiten über vermögensrecht- 
liche Ansprüche kann der Beklagte nicht mehr 
geltend machen, daß für die Klage eine aus- 
schließliche Zuständigkeit oder die Zuständig- 
keit des Arbeitsgerichts begründet sei, wenn er 
im ersten Rechtsziig ohne die Rüge zur Haupt- 


sache verhandelt hat und dies nicht genügend 
entschuldigt. Von Amts wegen prüft das Beru- 
fungsgericht die Zuständigkeit nicht. 

(3) Der Entschuldigungsgrund ist auf Verlan- 
gen des Gerichts glaubhaft zu machen." 

35. § 528 wird durch folgende Vorschrift ersetzt: 

„§ 528 

Werden Angriffs- oder Verteidigungsmittel 
entgegen § 519 oder § 520 Abs. 2 nicht recht- 
zeitig vorgebracht, so gilt § 279 Abs. 1, 3 ent- 
sprechend." 

36. § 529 wird wie folgt geändert; 

a) An die Stelle der Absätze 1 bis 3 treten die 
folgenden Vorschriften: 

„(1) Neue Angriffs- oder Verteidigungs- 
mittel, die entgegen § 272 b Abs. 2 Nr. 1, 
§§ 277 bis 278 Abs. 1, 2 im ersten Rechtszug 
nicht vorgebracht worden sind, sind nur zu- 
zulassen, wenn die Partei die Verspätung 
genügend entschuldigt. Der Entschuldigungs- 
grund ist auf Verlangen des Gerichts glaub- 
haft zu machen. 

(2) Angriffs- und Verteidigungsmittel, die 
im ersten Rechtszug zu Recht zurückgewiesen 
worden sind, sind ausgeschlossen." 

b) Die bisherigen Absätze 4 und 5 werden Ab- 
sätze 3 und 4. 

37. § 531 fällt weg. 

38. § 534 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird aufgehoben. 

b) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 2. 

39. In § 567 Abs. 2 wird das Wort „fünfzig" durch 
das Wort „einhundert" ersetzt. 

40. In § 614 wird folgender Absatz 3 angefügt: 

„(3) Die Vorschriften des § 272 b Abs. 2 Nr. 1, 
§§ 277, 277 a sind nicht anzuwenden." 

41. In § 618 Abs. 1 wird die Verweisung „§ 261" 
durch die Verweisung „§ 260 a" ersetzt. 

42. In § 696 Abs. 1 Satz 1 wird der Punkt durch 
ein Semikolon ersetzt und folgender Halbsatz 
angefügt: 

„§ 261 a ist nicht anzu wenden." 

43. In § 700 Satz 2 wird der Punkt durch ein Semi- 
kolon ersetzt und folgender Halbsatz angefügt: 
„§ 340 Abs. 3 ist nicht anzuwenden.'' 

44. In § 900 Abs. 3 wird folgender Satz 4 angefügt: 

„Das Gericht kann den Termin aufheben oder 
verlegen oder die Verhandlung vertagen, wenn 
der Gläubiger zustimmt." 
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Al tikel 2 

Änderung anderer Gesetzes 

1. In § 101 Abs. 1 des Gerichtsverfassungsgesetzes 
wird folgender Satz 2 angefiigt: 

„Ist eine Frist zur Klageerwiderung gesetzt, so 
ist die Verweisung schon in der Klageerwide- 
rung zu beantragen." 

2. In § 20 a Abs. 2 des Gesetzes über die Ange- 
legenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
wird das Wort „fünfzig" durch das Wort „ein- 
hundert" ersetzt. 

3. Die Strafprozeßordnung wird wie folgt geän- 
dert: 

a) § 44 wird wie folgt gefaßt; 

44 

Gegen die Versäumung einer Frist kann 
die Wiedereinsetzung in den vorigen Stand 
beansprucht werden, wenn der Antragsteller 
ohne sein Verschulden an der Einhaltung der 
Frist verhindert war oder wenn die Beleh- 
rung nach den §§ 35 a, 319 Abs. 2 Satz 3 
oder nach § 346 Abs. 2 Satz 3 unterblieben 
ist. " 

b) § 304 Abs. 3 wird wie folgt gefaßt; 

„(3) Die Beschwerde gegen Entscheidun- 
gen über Kosten ist nur zulässig, wenn der 
Wert des Beschwerdegegenstandes einhun- 
dert Deutsche Markt übersteigt." 

4. In § 108 Abs. 1 Satz 2 zweiter Halbsatz des 
Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten vom 
24. Mai 1968 (Bundesgesetzbl. I S, 481) wird das 
Wort „fünfzig" durch das Wort „hundert" er- 
setzt. 

5. § 67 des Arbeitsgerichtsgesetzes wird aufge- 
hoben. 

6. Die Verwaltungsgerichtsordnung wird wie folgt 
geändert; 

a) § 101 Abs. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Mit Zustimmung der Beteiligten, die 
nur bei einer wesentlichen Änderung der 
Prozeßlage widerruflich ist, kann das Gericht 
eine Entscheidung ohne mündliche Verhand- 
lung treffen. Es bestimmt alsbald den Zeit- 
punkt, der dem Schluß der mündlichen Ver- 
handlung entspricht, und den Termin zur 
Verkündung der Entscheidung. Eine Ent- 
scheidung ohne mündliche Verhandlung ist 
unzulässig, wenn seit der Zustimmung der 
Beteiligten mehr als drei Monate verstrichen 
sind." 

b) § 116 Abs. 3 wird aufgehoben. 

c) In § 146 Abs. 3 wird das Wort „fünfzig" 
durch das Wort „einhundert" ersetzt. 
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7. Die Finanzgerichtsordnung ward wie folgt ge- 
ändert; 

a) § 90 Abs. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Mit Zustimmung der Beteiligten, die 
nur bei einer wesentlichen Änderung der 
Prozeßlage widerrutlich ist, kann das Gericht 
eine Entscheidung ohne mündliche Verhand- 
lung treffen. Es bestimmt alsbald den Zeit- 
punkt, der dem Schluß der mündlichen Ver- 
handlung entspricht, und den Termin zur 
Verkündung der Entscheidung. Eine Ent- 
scheidung ohne mündliche Verhandlung ist 
unzulässig, wenn seit der Zustimmung der 
Beteiligten mehr als drei Monate verstrichen 
sind." 

b) § 104 Abs. 3 wird aufgehoben. 

c) In § 128 Abs. 3 wird das Wort „fünfzig“ 
durch das Wort „einhundert" ersetzt. 

8. Das Gerichtskostengesetz vom 26. Juli 1957 
(Bundesgesetzbl. I S. 861, 941), zuletzt geändert 
durch das Gesetz zur Änderung von Vorschrif- 
ten des Justizkostenrechts vom 28. Dezember 
1968 (Bundesgesetzbl. I S. 1458), wird wie folgt 
geändert: 

a) In § 5 wird das Wort „fünfzig" durch das 
Wort „einhundert" ersetzt. 

b) § 30 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 30 

Für eine vor der mündlichen Verhandlung 
erlassene Anordnung nach § 272 b der Zi- 
vilprozeßordnung sowie für einen Beweisbe- 
schluß nach § 358 a der Zivilprozeßordnung 
wird die Beweisgebühr nur erhoben, wenn 
auf dieser Grundlage eine Beweisaufnahme 
stattgefunden hat." 

c) § 111 Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„In bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten soll die 
Klage erst nach Zahlung der erforderten 
Prozeßgebühr und der Auslagen für die 
förmliche Zustellung der Klage zugestellt 
werden." 

9. In § 12 Abs. 2 Satz 1 des Gesetzes über die 
Entschädigung der ehrenamtlichen Richter in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 26. Septem- 
ber 1963 (Bundesgesetzbl. I S. 753) wird das 
Wort „fünfzig" durch das Wort „einhundert" 
ersetzt. 

10. In § 16 Abs. 2 Satz 1 des Gesetzes über die 
Entschädigung von Zeugen und Sachverständi- 
gen in der Fassung der Bekanntmachung vom 
26. September 1963 (Bundesgesetzbl. I S. 757), 
geändert durch das Gesetz zur Anpassung von 
Kostengesetzen an das Umsatzsteuergesetz vom 
29. Mai 1967 (vom 20. Dezember 1967 - — Bun- 
desgesetzbl. I S. 1246 — ), wird das Wort „fünf- 
zig" durch das Wort „einhundert" ersetzt. 
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11. Die Bundesgebührenordnung für Rechtsanwälte 
vom 26. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 861, 907), 
zuletzt geändert durch das Einführungsgesetz 
zum Gesetz über Ordnungswidrigkeiten vom 
24. Mai 1968 (Bundesgesetzbl. I S. 503), wird 
wie folgt geändert: 

a) In § 10 Abs. 3 Satz 1 wird das Wort „fünf- 
zig" durch das Wort „einhundert" ersetzt. 

b) In § 128 Abs. 3 Satz 1 wird das Wort „fünf- 
zig" durch das Wort „ednhundert" ersetzt. 


Artikel 3 

Überleitungsvorschriften 

1. Die Vorschriften des neuen Rechts über die Auf- 
forderung an den Beklagten, sich darüber zu er- 
klären, ob er sich gegen die Klage verteidigen 
will, sowie über die Fristen zur schriftlichen 
Klageerwiderung und schriftlichen Berufungser- 
widerung und über die Folgen einer Verletzung 
dieser Vorschriften durch die Parteien sind nur 
anzuwenden, wenn nach Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes die Klage zugestellt oder die Berufung 
eingelegt wird. 

2. Die Vorschriften des neuen Rechts über die Nicht- 
zulassung nicht rechtzeitig vorgebrachter An- 
griffs- und Verteidigungsmittel sind nur anzu- 
wenden, wenn das Angriffs- oder Verteidigungs- 
mittel in einer nach dem Inkrafttreten dieses 


Gesetzes abgehaltenen mündlichen Verhandlung 
vorzubringen ist. 

3. Die Vorschriften des neuen Rechts über die Nicht- 
zulassung neuer Angriffs- und Verteidigungs- 
mittel im Berufungsrechtszug, die bereits in der 
ersten Instanz vorzubringen waren, sind nur an- 
zuwenden, wenn die mündliche Verhandlung im 
ersten Rechtszug nach dem Inkrafttreten dieses 
Gesetzes geschlossen worden ist. 

4. Die Zulässigkeit eines Rechtsmittels gegen Ent- 
scheidungen, die vor dem Inkrafttreten dieses 
Gesetzes verkündet oder von Amts wegen zu- 
gestellt worden sind, richtet sich nach den bis- 
her geltenden Vorschriften. 


Artikel 4 

Geltung in Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel 5 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am in Kraft. 


Bonn, den 14. Mai 1969 


Schmidt (Hamburg) und Fraktion 
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